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 Soziale Kämpfe und  
Soziale Arbeit im  
Alltag des SGB II
Peter Nowak (Hrsg): „Zahltag. Zwang 
und Widerstand. Erwerbslose in Hartz 
IV“, unrast transparent, Münster 2009, 
73 Seiten, 7,80 Euro
Wolfgang Gern/Franz Segbers (Hrsg): 
„Als Kunde bezeichnet, als Bettler 
behandelt. Erfahrungen aus der Hartz 
IV-Welt“, VSA-Verlag, Hamburg 2009, 
134 Seiten, 10,80 Euro
Peter Nowak will in seinem kleinen 
Buch Erwerbslosen als „handelnde[n] 
Subjekte[n]“ (8) im politischen und ge-
sellschatlichen Raum gerecht werden. 
Die von ihm zusammengestellten Texte 
können gut als kleine Geschichte der 
Proteste gegen Hartz IV gelesen wer-
den. hematisiert wird der Protest auf 
der Straße, die Auseinandersetzung mit 
Werbekampagnen der Bundeswehr, der 
Widerstand in den modernisierten Äm-
tern und „gegen die Vertafelung der Ge-
sellschat“ (9). Auch wenn die LeserInnen 
auf 73 Seiten keine detaillierte Analyse 
und Beschreibung des Verlaufs sozialer 
Konlikte erwarten können, wie sie etwa 
Piven und Cloward 1977 mit „Aufstand 
der Armen“ geliefert haben, vermitteln 
die Texte klassische Erfahrungen von Pro-
testbewegungen: politische Vereinnah-
mungsversuche von linken Parteien, zum 
Teil auch von neonazistischen Organisa-
tionen, Debatten um geteilte oder nicht 
geteilte Gerechtigkeitsvorstellungen der 
Bewegungen und Anfragen an die Mobi-
lisierungsfähigkeit mehr oder weniger or-
ganisierter Akteure im Feld von Erwerbs-
losigkeit und Armut. Besonders wichtig 
ist dabei sicher die Frage nach Verletzun-
gen von Normen sozialer Gerechtigkeit, 
die sich als Motiv für die sogenannten 
Montagsdemonstrationen und die damit 
aufbrechenden Proteste gegen Hartz IV 
beschreiben lassen. Diese Motive lassen 
sich als durchaus ambivalent beschreiben. 
Denn nun wird breiteren Schichten der 
Arbeitnehmermilieus das sozialpolitische 
Prinzip der Statussicherung, angelehnt 
an Sozialversicherungen mit dem SGB II, 
bestritten bzw. genommen, und sie wer-
den mit Verfahren herrschatlicher sozi-
aler Sicherung nach Fürsorgeprinzipien 
überzogen, die bis dahin anderen Schich-
ten der Gesellschat vorbehalten waren, 
die – auch im sozialdemokratischen und 
gewerkschatlichen Milieu – als gesell-
schatlicher Rand bezeichnet werden. Auf 
die Zwiespältigkeit, dass sich hier Protest 
mit Abgrenzungsbedürfnissen verbindet, 
wird in dem Buch zu Recht eingegangen. 
Denn mit dem Verweis auf die eigene 
lange und harte Lohnarbeit und damit 
verbundene Einzahlungen in die Arbeits-
losenversicherung wurde und wird gerne 
begründet, dass man eine so niedrige, 
beschämende und kontrollierende soziale 
(Un-)Sicherheit wie Hartz IV nicht ver-
dient habe. In der Partei „Die Linke“, die 
durch die Unzufriedenheit mit Hartz IV 
und die Proteste eine Ausweitung ihrer 
Basis erfuhr, sieht Nowak dieses Denken 
politisch mit verkörpert. Neben diesem 
Aspekt der Gerechtigkeitsnormen ist auch 
die Diskussion über den Ort des Protes-
tes relevant. Sowohl die Aktivitäten, die 
unter dem Slogan „Agenturschluss“ statt-
fanden, als auch die „Zahltage“ haben sich 
als Ort und Konliktraum jene Institution 
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In den politischen Raum gehören auch 
die hemen, die Peter Nowak auf den Sei-
ten 42–47 beleuchtet: die zunehmende 
Aktivität der Bundeswehr in Jobcentern 
und die damit verbunde Normalisierung 
des Militärdienstes (und Kriegseinsatzes) 
als beruliche Perspektive, die eine (so-
ziale) Sicherheit verspricht, die in ande-
ren Branchen des Öfentlichen Dienstes 
prekär geworden ist. Ein Aspekt, der in 
dem Band nicht angesprochen wird, aber 
zur hematisierung des Militärs passt, ist 
die Tatsache, dass die Agentur für Arbeit 
und die SGB II-Träger durchaus auch 
Anschlussperspektiven für ehemalige Be-
rufssoldaten sind, was im Einzelfall sicher 
nicht ohne Auswirkungen auf das fachli-
che Selbstverständnis und den kommu-
nikativen Umgang mit Erwerbslosen und 
KollegInnen bleibt.
Als weitere Dimensionen des sozialen 
Konliktfelds Erwerbslosigkeit werden 
von Peter Nowak die Tafeln (48-54), die 
Umzugsauforderungen (55–61) und die 
„Beschätigungsindustrie“ (62-67) thema-
tisiert. Die Tafeln werden dabei als Praxis 
kritisiert, die der unzulänglichen Höhe 
der Regelsätze, der Tendenz zur Entrech-
tung (private Wohltätigkeit statt staat-
lich garantierter Rechtsanspruch) und 
zur Ungleichbehandlung (Sachleistungen 
statt Teilhabe am geldvermittelten gesell-
schatlichen Tauschverkehr) in die Hände 
arbeitet. Aktivisten gegen die Vertafelung 
der Gesellschat beinden sich letztlich in 
der gleichen Situation wie sozialpolitisch 
relektierte christliche Verbände oder 
Gemeinden, die gespendete ‘überlüssige’ 
Lebensmittel verteilen: „Ihre Forderung 
(ist) nicht die Abschafung der Tafeln un-
ter den aktuellen sozialen Bedingungen. 
Es gehe vielmehr darum, die Diskussion 
über soziale Rechte anzuregen.“ (49) Un-
terschiede zwischen den Akteuren werden 
aber deutlich, wenn es um die politisch 
praktizierten Folgen geht. Verbände und 
Kirchengemeinden gehen wohl eher in 
Richtung von Forderungen und Appel-
len an staatliche Politik, während Bewe-
gungs-Aktive eher auf soziale Kämpfe 
derer setzen, deren Einkommen nicht zu 
einem guten Leben reicht. Wie nahe viele 
gut gemeinte Hilfen bei der Individuali-
sierung gesellschatlicher Probleme und 
bei einer Orientierung auf Verhaltens-
änderung sind, zeigt sich auch am Boom 
von Kochbüchern und Kochkursen für 
Menschen mit wenig Geld (50). Dass in 
dem Buch unmittelbar anschließend die 
Debatte über Sinn und Unsinn von Hun-
gerstreiks gegen Hartz IV vorgestellt wird, 
mag eigenartig wirken, die dort zusam-
mengetragenen Argumente gegen diese 
selbstinstrumentelle Aktionsform sind 
jedenfalls überzeugend.
Die Auseinandersetzung um Woh-
nen und Mieten spielt im Rahmen der 
alltäglichen Konlikte mit dem Regime 
des SGB II eine wichtige Rolle. Dieser 
Konlikt wird unter der Überschrit „kein 
Umzug unter dieser Nummer“ (55-61) 
beschrieben. Einerseits wird drastisch 
und gut klar gemacht, was die Regelun-
gen zur Angemessenheit der Mietkosten 
an permanenter Belästigung und Bedro-
hung bedeuten, wenn jemand vom SGB 
II–Träger etwa aufgefordert wird, sich 
eine billigere Wohnung zu suchen oder 
anderweitig die Mietkosten zu senken. 
Andererseits werden mit dem positiven 
Bezug auf die Berliner Kampagne gegen 
Zwangsumzüge etwas schiefe Bilder er-
zeugt, denn Zwangsräumungen sind es ja 
gerade nicht, die die SGB II-Träger ver-
gewählt, die den Alltag der Menschen im 
SGB II wesentlich beherrscht und beein-
lusst. Die Beschreibungen von Aktio-
nen wie z.B. des ersten Zahltags in Köln 
zeigen, wie die „unmittelbare Durchset-
zung berechtigter Forderungen“ (19) im 
Rahmen kollektiver Aktivitäten gelingt, 
die alltäglichen Probleme der Leistungs-
gewährung aus der Individualisierung 
befreit werden und sich so etwas wie „Er-
werbslosenpower“ (19) entwickelt. Auf 
diese Weise entwickeln sich Situationen, 
in denen der Eindruck einer momenta-
nen Umkehrung von Machtverhältnissen 
entstehen kann (20). In Köln etablierten 
sich z.B. die „solidarische Begleitung“ und 
die „Anklagemauer“ als neue Formen der 
Öfentlichkeit in der alltäglichen Aus-
einandersetzung der Menschen mit dem 
SGB II. Eine nicht zu vernachlässigende 
Wirkung dieser Aktivitäten – die am Bei-
spiel Köln und Bonn nachgezeichnet wird 
– tritt bei manchen MitarbeiterInnen der 
ARGEn ein, die vorhandene Spielräume 
nutzen und sich eventuell auch mit ihrer 
eigenen Situation und Rolle kritisch ausei-
nandersetzen (24/25). Als alltagstaugliche 
Praxis zur Verbesserung der Chancen der 
Rechtsdurchsetzung und einer würdigen 
Behandlung wird von Nowak die Pra-
xis der Begleitung aufs Amt empfohlen. 
Diese Praxis (26-36) ist längst nicht mehr 
nur Produkt und Element von Alltags-
kämpfen, sondern wird auch von sozialen 
Beratungsstellen in der Regel in Koope-
ration mit Ehrenamtlichen als Reaktion 
auf abweisendes, rechts- und würdever-
letzendes Behördenverhalten organisiert. 
Hintergrund ist das von Nowak als „Zu-
gangsregime“ (29) beschriebene Verfah-
ren der systematischen Entmutigung von 
Erwerbslosen. Diese Verhältnisse auf den 
ARGEn oder bei den entsprechenden Äm-
tern von Optionskommunen – fehlerhate 
oder gar keine Beratung, abweisendes Ver-
halten etc. – wurden von vielen Erwerbs-
losen, AktivistInnen und anderen sozial-
politischen Akteuren als Übergangs- oder 
Einführungsprobleme wahrgenommen. 
Inzwischen lässt sich feststellen, dass 
es sich wohl um systematische Fehlleis-
tungen des SGB II handelt, die sowohl 
auf die rechtliche Konstruktion als auch 
auf die Organisationskultur der Umset-
zung des Gesetzes zurückzuführen sind. 
Der Grundsatz des Forderns zielt auf 
den Abbau subjektiver Rechtsansprüche 
zugunsten (semi-)vertraglich geregelter 
Leistungs-/Gegenleistungs-Beziehungen. 
Einen Beleg dieser Interpretation, aber 
auch der Widerständigkeiten stellt die so 
genannte „Klagelut“ im SGB II bei den 
Sozialgerichten dar (40). 
Nowak beschreibt auch, wie im Rah-
men der Auseinandersetzungen „militante 
Untersuchungen” über den Alltag von Er-
werbslosen unter Hartz IV durchgeführt 
werden. Solche Untersuchungen wurden 
verbunden mit Aktionen, in denen Öf-
fentlichkeit hergestellt werden sollte, wie 
etwa Ein-Euro-Job-Spaziergängen. Ziel 
war dabei sowohl eine direkte Interven-
tion als auch der Transport der Konlikte 
in den politischen Raum – in Anlehnung 
an die „militanten Untersuchungen” ope-
raistischer Strömungen unter italienischen 
ArbeiterInnen während der 70er-Jahre. 
Ein Ergebnis der z.B. von der Berliner 
Kampagne gegen Hartz IV durchgeführ-
ten Befragung zu Sanktionen im SGB II ist 
das inzwischen von ca. 18.000 Menschen, 
Institutionen und Organisationen unter-
schriebene Sanktionsmoratorium (www.
sanktionsmoratorium.de). 
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letzt höhere Geldleistungen zur Entspan-
nung des Alltags von Erwerbslosen, aber 
auch von AktivistInnen beitragen.
Die Erfahrung von SGB II-Berechtigten 
und sozialen Beratungsstellen der Freien 
Wohlfahrtsplege mit den Behörden sind 
hema des Buches „Als Kunde bezeich-
net – als Bettler behandelt“. Der Band 
versammelt Beiträge eines Studientages 
des Diakonischen Werkes Hessen-Nassau 
und Ergebnisse einer Untersuchung zur 
Wirklichkeit des Lebens mit dem SGB 
II in Rheinland-Pfalz. Motivation für die 
Tagung war nicht nur die sozialpolitische 
Positionierung eines Wohlfahrtsverban-
des, sondern ein Interesse, das von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern aus dem 
Feld der sozialen Beratung so formuliert 
wurde: „Was wir erleben, kann nicht bei 
uns bleiben. Das muß nach draußen“ (7). 
Das Buch beansprucht nicht, repräsenta-
tive Ergebnisse darzustellen. Pointiert und 
ausdrücklich soll jedoch, über die zu Wort 
kommenden Einzelstimmen hinaus, aus 
einer weit verbreiteten Praxis der „Hartz-
IV-Welt“ (7) berichtet werden. Die He-
rausgeber wollen mit dem Band „denen 
eine Stimme [geben], die öfentlich nicht 
gehört werden“ (7). Damit wird die sozi-
alanwaltliche Position eines Verbandes 
eingenommen und danach gefragt „Wie 
können wir öfentlich für die Rechte von 
Menschen eintreten, die Rat, Stärkung 
und Beistand in unseren Beratungsstellen 
suchen?“ (8). Ausgehend von der Feststel-
lung, dass das SGB II weder im materiellen 
Regelsatz noch in der rechtlichen Position 
der Antragstellenden und -berechtigten 
ausreichend ist, können die Beiträge des 
Bandes auch gut als Kommentare in der 
öfentlichen Debatte gelesen werden, die 
nach dem Urteil des Bundesverfassungs-
gereichts zu den Regelsätzen im SGB II im 
Februar 2010 begonnen hat. Hier liefert 
das Buch sowohl Beiträge zur allgemein-
politischen Sozialstaatsdebatte (die Bei-
träge von Segbers, Spindler, Salz, Posern/
Segbers, Bündnis Sanktionsmoratorium) 
als auch zu einzelnen Dimensionen des 
Alltagslebens unter den Vorgaben des 
SGB II (die Beiträge von Linke, Gillich, 
Lang, Kreißer).
Grundtenor der Analyse der unter dem 
Namen „Hartz IV” zusammenfassend be-
zeichneten Reformen ist der Hinweis, dass 
sie eine systematische soziale und rechtli-
che Verunsicherung für die betrofenen 
Menschen bedeuten und die soziale Un-
gleichheit verschärfen (34). 
Ein Problem dieser Sichtweise wird auf 
dem Klappentext des Buches deutlich: Die 
Aussage, „Hartz IV brachte den so genann-
ten aktivierenden Sozialstaat“ ist so nicht 
richtig bzw. missverständlich, ist der Um-
bau staatlicher Politik in Richtung Akti-
vierung doch zweifellos älter. Dies ließe 
sich in einer Analyse der Entwicklung des 
Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) über 
das SGB III bis hin zu den Gesetzen für 
moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt nachzeichnen, deren letzter Streich 
ja die Abschafung der Arbeitslosenhilfe 
mit dem SGB II war. Selbst in einer Ana-
lyse der Sozialhilfepraxis in Deutschland 
lässt sich schon in den 1990er-Jahren eine 
Konzeption inden, die Elemente von 
workfare betont. Nun mag es legitim sein, 
auf einem Klappentext nicht so diferen-
ziert zu argumentieren wie in den ver-
sammelten Texten. Doch dient etlichen 
Argumentationen als Folie der Kritik ein 
Ansatz, der einen „sozial aktiven Sozial-
staat“ dem Paradigma des aktivierenden 
anstalten. Stattdessen wird mit den Auf-
forderungen Verunsicherung hervorgeru-
fen und immenser Druck ausgeübt, und 
die Leute beinden sich im Dauerstress, 
nachweisen zu müssen, keine günstigere 
Wohnung zu inden. Im Extremfall sind 
sie mit der Situation konfrontiert, dass 
ihnen die SGB II-Träger nur noch die aus 
deren Sicht zulässigen Mietkosten zahlen. 
Peter Nowak geht es aber zu Recht darum, 
diese Dimension des Lebens unter Hartz 
IV in einen „breiten politischen Reso-
nanzraum“ zu stellen (61), nämlich den 
von sozialen Kämpfen gegen prekäre Ar-
beits- und Lebensbedingungen, zu denen 
die Aktivitäten im Feld von Mieteriniti-
ativen, Wohnungspolitik und Anti-Gen-
triizierungsprotesten eben gehören. Der 
Abschnitt zur „Beschätigungsindustrie“ 
von Holger Marcks zeigt, zu welchem 
Geschätsfeld öfentlich geförderte Arbeit 
seit der Einführung des SGB II gemacht 
worden ist, und thematisiert vor allem die 
Situation widerständiger Erwerbsloser in 
solchen Maßnahmen wie z.B. Ein-Euro-
Jobs, „eingekeilt zwischen Trägern und 
Behörden“ (65) und „in einer Grauzone, 
in der Verantwortlicheiten verschwinden“ 
(67). Auf die inzwischen weit verbreitete 
Erkenntnis, dass die sogenannte Wieder-
eingliederung von Erwerbslosen in den 
Arbeitsmarkt durch diese Maßnahmen 
selten gelingt, wird ebenso hingewiesen 
wie auf die Rechnung, dass – würden die 
Mittel des Eingliederungstitels in Berlin 
auf die Berliner Langzeitarbeitslosen ver-
teilt, alle 2.500 Euro mehr im Jahr zur 
Verfügung hätten (67). Worauf in diesem 
Abschnitt nicht eingegangen wird, ist 
die Erfahrung auch von KritikerInnen 
der Arbeitslosenbewegungsmaschinerie, 
dass es von vielen Erwerbslosen doch eine 
notgedrungene Akzeptanz dieser Maß-
nahmen gibt (etwas mehr Geld, etwas 
Erfahrung von sozialer Anerkennung und 
‘Nützlichkeit’) – sicher bestimmt auch, 
weil ihnen gar keine anderen Angebote 
(regulärer existenzsichernder Arbeit) ge-
macht werden. In diesem Kapitel wird in 
dem Buch am wenigsten der Anspruch 
eingelöst, aktuelle Widerstandsstrategien 
darzustellen. Gegenüber der Tatsache, 
dass sich Erwerbslose auch ot dem fügen, 
was die Behörden ihnen zumuten, könn-
ten die in dem Buch vorgestellten Inititi-
ativen Mut machen, dass es auch anders 
geht. Zu dieser Aufgabe kommt aber das 
Abschlusskapitel zurück. Darin werden 
die Zahltag-Aktivitäten, die sich auf etli-
che Städte in Deutschland ausgeweitet ha-
ben, als noch nicht abgeschlossene Bewe-
gung gesehen, in der AktivistInnen auch 
auf eine Organisierung von Erwerbslosen 
hofen. Peter Nowak sieht die Notwen-
digkeit für mehr solidarische Beteiligung 
anderer gesellschatlicher und politischer 
Gruppen an den Zahltag-Aktivitäten, da 
die bisher und aktuell Aktiven einer gro-
ßen Belastung ausgesetzt sind, z.B. die so-
lidarischen Begleitungen auf die Ämter zu 
organisieren und durchzuführen. So zeigt 
sich nochmals ein Dilemma der alltägli-
chen Kämpfe gegen die Erniedrigungen 
und Entrechtungen des SGB II: Unter-
halb einer gänzlichen Überwindung und 
Abschafung dieses prekären und diszi-
plinierenden Sicherungssystems würden 
eine andere Politik, wie z.B. der Verzicht 
auf Sanktionen und Arbeitsplicht, die 
korrekte Umsetzung von Gerichtsurteilen 
in den Ämtern, eine andere Haltung von 
MitarbeiterInnen gegenüber den Erwerbs-
losen, der Verzicht auf Planvorgaben zu 
Einsparungen von ALG II und nicht zu-
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tiker an der politischen Uminterpretation 
von Gerechtigkeit, Gleichheit und sozialer 
Ungleichheit als Protagonisten beteiligt 
waren, als sie für eine investive Sozialpoli-
tik „für die, die etwas für die Zukunt un-
seres Landes tun“ (30) warben. Selbst die 
jüngsten sozialdemokratischen Läuterun-
gen in Folge massiver Wahlverluste und 
wahrnehmbarer Akzeptanzprobleme hin-
sichtlich der aktivierenden Politik sind aus 
Sicht des Rezensenten immer noch von 
diesen investiven, letztlich produktivisti-
schen Gerechtigkeitsnormen geprägt. Die 
Stärke von Segbers Argumentation liegt 
zweifellos in der kritischen Betonung der 
antidemokratischen, soziale Bürgerrechte 
angreifenden und unterminierenden Poli-
tik des Forderns im Rahmen einer dienst-
leistungsorientierten Modernisierung. 
Die in aller Kürze vorgetragene Kritik 
des Kundenbegrifs bleibt dabei leider bei 
einer Gegenüberstellung der Erwartun-
gen an einen Umgang mit Kunden und 
der trostlosen autoritär-paternalistischen 
Realität stehen (30-33). Interessant wäre 
es hier, den Widerspruch zwischen der 
Plicht der BürgerInnen, quasi jede Arbeit 
annehmen zu müssen, und dem Fehlen 
der staatlichen Plicht, für ein entspre-
chendes Arbeitsangebot zu sorgen, zu dis-
kutieren (31). Dabei sollten die Diskutan-
tInnen – den Rezensenten eingeschlossen 
– aufpassen, nicht in eine Falle zu laufen, 
die workfare-BefürworterInnen erfreuen 
könnte. Denn strategisch zielt deren Poli-
tik gerade darauf, allen Erwerbslosen „ein 
Angebot, das sie nicht ablehnen können“ 
(32), zu machen. 
Die von Segbers thematisierte Rechts-
stellung der BürgerInnen unter dem SGB 
II wird von Helga Spindler weiter aufge-
grifen. Sie beschreibt die Veränderung 
der rechtlichen Position vom Inhaber 
subjektiver Rechte zum Objekt staatlich-
administrativen Handelns (107f.). Was 
bei Helga Spindler sortiert und nach den 
verschiedenen Ebenen systematisiert wird 
(116), auf denen sich Verhältnisse ändern 
(Selbststeuerung durch Verelendungsdro-
hung, Außensteuerung durch Abbau von 
Rechten gegenüber Behörden, neue Steu-
erungsmaßnahmen zur Erbringung von 
sozialen Dienstleistungen), vollzieht sich 
praktisch in einem politisch erzeugten 
Organisationschaos, das aus einer Vielzahl 
kleiner, für sich genommen kaum merk-
barer Veränderungen besteht. Spindler 
sieht darin keinen Zufall der Geschichte, 
sondern fast schon ein Prinzip der politi-
schen Steuerung. Als dessen wesentliches 
Ziel benennt sie die „neue Steuerung des 
Arbeitslebens“ (110) zwischen lexibler 
Verfügbarkeit und öfentlichem Arbeits-
dienst. 
Angesichts des Anspruchs des Buches 
auf eine sozialpolitisch-parteiliche An-
waltschat ist Spindlers Hinweis auf die 
Veränderung der Rolle der Freien Träger 
im aktivierenden Sozialstaat besonders re-
levant. Sowohl hier als auch bei ihren Aus-
sagen zum Wandel der Sozialberatung via 
Finanzierung über die SGB II-Träger fragt 
sie die Verbände und Träger der Freien 
Wohlfahrtsplege als politische Akteure 
an, die ja nicht nur Opfer, sondern auch 
Gestalter des Sozialstaatsumbaus sind: 
„Die eigentlich verstärkt notwendige 
Anwaltsfunktion für die Bedürtigen ist 
unter diesen Bedingungen kaum mehr 
aufrecht zu erhalten. Die bei gesteigerter 
Eigenverantwortung notwendige umfas-
sende und qualiizierte Sozialberatung 
wird im Gegensatz zu früher in der So-
zialhilfe nicht mehr gefördert, sondern 
Staates gegenüberstellt. Deutlich ist das 
vor allem in Segbers’ Text „Mit Hartz IV 
auf dem Weg in einen anderen Sozialstaat“ 
(12f.). Die vorgetragene Kritik hebt auf die 
Schutzfunktionen, die Lebensstandard-
sicherung und den sozialen Ausgleich ab. 
Dabei drohen ihr die herrschatlichen Di-
mensionen auch des traditionellen Sozial-
staats, der ja gesellschatliche Hierarchien 
strukturiert und reproduziert, aus dem 
Blick zu geraten. Damit besteht nicht nur 
die Gefahr, dass diese Argumentations-
weise zu einer gewissen Romantisierung 
fordistischer kapitalistischer Verhältnisse 
beitragen kann. Tendenziell verloren geht 
diesem Blick auch die Dimension der ge-
sellschatlichen Veränderungen, die zu 
einer Rückkehr von größerer Unsicherheit 
und neuen Unsicherheiten führt. Das ist 
umso verwunderlicher, als Franz Segbers 
sich ja auf Joachim Hirschs Analysen des 
„nationalen Wettbwerbsstaats“ bezieht 
(14). Vor dem Hintergrund dieser Ein-
schränkungen inden sich jedoch in der 
Argumentation alle wesentlichen Kritik-
punkte an der Logik des SGB II: Abbau 
von Schutzrechten, Einforderung von Ei-
genverantwortung, verstärkte Einführung 
eines Verlangens nach Gegenleistungen 
(14). Auch die „Umprogrammierung des 
Gerechtigkeitsbegrifs“ (15), die Umdeu-
tung von Problemen sozialer Verhältnisse 
in Probleme sozialen und individuellen 
Verhaltens werden als Bausteine des Um-
baus des Sozialstaats beschrieben. Poli-
tisch besonders hervorzuheben ist die im 
Text von Segbers mehrfach formulierte 
Kritik an einer Politik, die Erwerbslo-
sigkeit und Arbeit subjektiviert und in-
dividualisiert und auf dieser Basis dann 
Gegenleistungen und Wohlverhalten für 
die Gewährung einer grundsichernden 
Sozialleistung will. So gelangt er zu einer 
Kritik am Sanktionsregime, zu dessen 
Logik ja die Unterschreitung des soziokul-
turellen Existenzminimums gehört. Prä-
gnant kritisiert er auch die Tendenz zur 
Vertraglichung von Rechtsansprüchen. 
Gegenüber den Aktivierungsbefürworte-
rInnen, die Rechte als Tauschbeziehungen 
sehen und für „verhandelbar“ halten, stellt 
Segbers fest: „Das Recht des Menschen 
auf Leben geht jeder Plicht zu einer Ge-
genleistung voraus. Das Recht auf einen 
angemessenen Lebensunterhalt folgt aus 
der wechselseitigen Anerkennung der 
menschlichen Würde und eben nicht der 
Beteiligung an einer Gegenleistung“ (20). 
Verknüpt wird diese menschenrechtliche 
Argumentation mit volkswirtschatlich 
vernüntigen Gründen für eine Erhöhung 
des Regelsatzes im SGB II („Kaukrat 
der unteren Einkommensgruppen“ (24)) 
– auch wenn beide Argumente auf ganz 
unterschiedlichen Ebenen liegen und die 
menschenrechtliche Argumentation über 
den Gesichtspunkt volkswirtschatlicher 
Nützlichkeit hinausweist. 
Wichtig in der (sozial)politischen 
Diskussion ist auch das Argument, dass 
lohnabhängige Arbeit unter der SGB II-
Maxime „Arbeit um jeden Preis“ eine so-
ziale Kontrollfunktion übernimmt (27). 
Dieses Argument wird nach den Erfah-
rungen des Rezensenten von Gesprächs-
partnerInnen der Verbände aus Politik 
und Bürokratie meist mit einem Achsel-
zucken pariert und ignoriert. Solche Re-
aktionen können durchaus als Indikator 
für die Normalität des Autoritarismus 
in der Gesellschat interpretiert werden. 
Dankbar sollten die Leserinnen und Le-
ser Franz Segbers auch für die Erinnerung 
sein, wie gerade sozialdemokratische Poli-
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vierten Armuts- und Reichtumsberichts 
für Rheinland-Pfalz, den die Freie Wohl-
fahrtsplege zu verantworten hat. Diese 
lässt sich bei ihrer Mitarbeit an diesem Be-
richt von einem Diktum Adornos leiten: 
„Das Bedürfnis, Leiden beredt werden zu 
lassen, ist die Bedingung aller Wahrheit.“ 
(74) Dieses Motiv wurde geschärt durch 
negative Erfahrungen der Verbände im 
sogenannten Arbeitsmarktbeirat, in dem 
die Perspektive der betrofenen Hartz IV-
EmpfängerInnen, wenn überhaupt, nur 
verzerrt und verkürzt vorkam (75). Diese 
Lebenslagen werden im Text wesentlich 
‘durch die Brille’ der sozialen Beratungs-
stellen dargestellt, die ihre Erfahrungen 
auf einer Fachtagung und mittels einer 
Befragung der SGB II-Träger (ARGEn) 
zusammengetragen haben. Als wesentli-
che Probleme galten bei der Fachtagung 
„die Situation der Kinder im ALG II-
Bezug sowie der Umgang der Betrofenen 
mit ihrer Armut (…). Zum hema ARGE 
wurden die Regelungen zu den Kosten der 
Unterkunt (…), die fehlenden einmaligen 
Beihilfen (…) und nicht nachvollziehbare 
bzw. Fehlbescheide (…) als hochproblema-
tisch benannt“ (76). 
Bei den vorgestellten Beispielen inden 
sich – wie in dem Bändchen von Peter 
Nowak – auch Geschichten erfolgreichen 
rechtlichen Widerstands und Beschrei-
bungen des enormen Drucks, der auf ALG 
II-BezieherInnen ausgeübt wird, wenn 
ihre Mietkosten nicht den lokalen Richt-
werten der Kommunen entsprechen. 
Auch Erfahrungen mit der abschrecken-
den Verwaltungspraxis, die zu einer Un-
terschreitung des ohnehin schon knapp 
gehaltenen Existenzminimuns führen, 
werden artikuliert: „Bevor ich wieder zu 
dieser Frau (Sachbearbeiterin der ARGE) 
gehe, verzichte ich lieber auf die Leistun-
gen!“ (82). In diesen und weiteren Passa-
gen wird plastisch, wie Menschen sich auf 
ein Leben zweiter Klasse verwiesen fühlen 
und wie ihnen Widerstandskräte entzo-
gen werden, weil sie sich mit der Willkür 
der BehördenmitarbeiterInnen abplagen 
müssen und sich von ihnen gegängelt füh-
len. Als Ausweichstrategien angesichts 
solcher Behandlungen werden von den 
MitarbeiterInnen der sozialen Beratungs-
stellen dann der Gang zu Tafeln oder Stif-
tungen vorgestellt.
Während die Beratungsstellen ihr 
Wissen im Rahmen der Fachtagung zur 
Verfügung stellten, erwies sich die Befra-
gung der ARGEn doch eher als Desaster, 
zumindest was deren Kooperationsbe-
reitschat anging. Es bedurte schon einer 
politischen Intervention des Landes, dass 
es zu einer auch quantitativ akzeptablen 
Beteiligung von SGB II-Trägern an der 
Befragung kam. Im Ergebnis zeigen sich 
als Konliktpunkte wiederum vor allem 
die Mietkosten und die Missachtung der 
ständigen Rechtssprechung durch die 
SGB II-Träger. Im Rahmen seiner Be-
wertungen und Schlussfolgerungen stellt 
Günther Salz fest, dass der Versuch eines 
gemeinsamen Monitorings des SGB II 
durch Freie Wohlfahrtsplege und AR-
GEn nicht recht gelingen konnte, „im 
Gegenteil wurden die gegensätzlichen 
Denkwelten in aller Deutlichkeit ofen-
bar“ (99). Veränderungen zugunsten der 
SGB II-Berechtigten wurden durch die-
sen Prozess jedenfalls nicht angestoßen. 
Wie vermutlich die meisten LeserInnen 
fragt sich Günther Salz daher, weshalb 
soviel Energie in eine Kooperation ge-
steckt wird, mit der– so zumindest die 
Sicht des Rezensenten – das gewünschte 
abgestellt. Die Dienstleister werden so zu 
Vollstreckern von Behördenauträgen um-
funktioniert und müssen sogar eher den 
Entzug des Autrags befürchten, wenn sie 
sich den Bürgern zu aufwendig zuwen-
den.“ (114) Von diesem Rollenkonlikt 
kann eine Verbindung gezogen werden 
zum Ziel der Verschlechterung von Ar-
beitsverhältnissen – dem in Spindlers Au-
gen primären Ziel der Modernisierung der 
Arbeitsmarktpolitik. So sind Freie Träger 
sowohl als Beschätigungsunternehmen 
als auch als Träger sozialer Dienstleis-
tungen Nutzer eines der wesentlichen 
Arbeitsmarktinstrumente des SGB II, der 
Arbeitsgelegenheiten („Ein-Euro-Jobs“). 
Ein Verbindungsglied zwischen diesen 
Maßnahmen, die den TeilnehmerInnen 
einen schier rechtlosen, diskriminierten 
Status geben, und der anwaltschatlichen 
Politik der Träger wird von Spindler auch 
benannt: „Der Typ des arbeitsentwöhn-
ten, verhaltensgestörten Außenseiters 
wird in der Reformdebatte deshalb gerne 
in den Vordergrund gerückt. Zweifels-
ohne: Diese Menschen gibt es, aber sie 
repräsentieren nicht die Mehrheit der Ar-
beitslosen, für die es […] keine Arbeit gibt“ 
(115). Die Reformvorschläge Spindlers 
gegenüber einer solchen, vereinfachenden 
und homogenisierenden Sichtweise sind 
so erfrischend diferenziert wie pragma-
tisch: bedarfsdeckende Existenzsiche-
rung, Ausbau sozialer Bürgerrechte und 
„Neuordnung der Vergabekriterien“ an 
Maßstäben wie Achtung der Trägerrolle, 
der Arbeitsbedingungen der Fachkräte, 
des Datenschutzes und der Mitwirkungs-
möglichkeiten Betrofener, „Festschrei-
bung von eindeutigen, existenzsichernden 
Mindesarbeitsbedingungen“ (117) sowie 
Abbau gemeinnütziger Arbeit zugunsten 
sozialversicherungsplichtiger Arbeitsver-
tragsverhältnisse.
Der Beitrag von Posern/Segbers 
(118–128) greit nochmals die Frage des 
Paradigmenwechsels in der Sozialpolitik 
und den damit einhergehenden Wandel 
des Gerechtigkeitsverständnisses auf. Die 
Tendenz zu einem autoritären Sozialstaat 
mit einer paternalistischen Plichten-
ethik, die Logik einer konditionalisier-
ten Grundversorgung, die Stärkung des 
Produktivismus und von Nützlichkeits-
erwägungen als Basis sozialstaatlichen 
Handelns wird in diesem Text vertiefend 
erläutert. Die Diskussion um veränderte 
Gerechtigkeitskonzepte wird – passend zu 
einem Buch aus diakonischen Zusammen-
hängen – anhand der EKD-Denkschrit 
„Gerechte Teilhabe“ aus dem Jahr 2006 
geführt. In Absetzung zu dieser Denk-
schrit befürworten die Autoren ein men-
schenrechtlich begründetes Konzept der 
„Citizenship“. Vor diesem Hintergrund 
attestieren sie dem SGB II ein Menschen-
bild, das weder mit Menschenrechten 
noch mit christlichen Kriterien kompati-
bel ist (128).
Begründendes Material für dieses Ar-
gument der Inkompatibilität indet sich 
im Text von Günther Salz (71f.). Er will 
die Zonen der sozialen Verwundbarkeit in 
Rheinland-Pfalz beschreiben, die im Rah-
men der Transformation des Sozialstaats 
unter postfordistischen Vorzeichen ge-
schafen wurden. Die Perspektive von er-
werbslosen und erwerbstätigen Menschen, 
die auf die Leistungen des SGB II angewie-
sen sind, wurden in verschiedenen quali-
tativen Untersuchungen erfasst, z.B. 2007 
von Anne Ames oder im Report „Koblenz 
von unten“. Der Text von Günthe r Salz 
stützt sich wesentlich auf jenen Teil des 
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Ziel gar nicht erreicht werden kann. Von 
daher liegt der Autor richtig mit seinem 
Anliegen, stattdessen „die Zusammen-
arbeit mit Betrofenen zu verstärken und 
ihre Selbstorganisations- und Artikulati-
onsfähigkeit zu fördern“ (100/101) sowie 
nach Bündnismöglichkeiten zu suchen, 
in denen die alltägliche Entrechtung und 
Entwürdigung ebenso einen widerstän-
digen Ort inden kann wie die Forderung 
nach realsozialpolitisch korrekten Verfah-
ren im SGB II-Verwaltungsvollzug, von 
denen immerhin eine Erleichterung der 
Alltagsbewältigung erhot werden kann 
(z.B. höhere und den realen Wohnungs-
marktbedingungen entsprechende Miet-
richtwerte, Darlehensgewährung ohne 
Abtretungserklärungen, Verzicht auf Ver-
weise auf den Gebrauchtwarenmarkt und 
last not least höhere Regelsätze). 
Dass die Zusammenarbeit von frei-
gemeinnütziger Sozialer Arbeit, gewerk-
schatlich Organisierten und Engagierten 
und Erwerbslosen keineswegs ein ‘Selbst-
gänger’ ist, dürte gerade auch unter den 
politisch relektierten und kritischen 
KollegInnen der Sozialen Arbeit bekannt 
sein. Das Wissen um die eigene Rolle in 
der Praxis der Regulation von Armutsver-
hältnissen auch unter dem Vorzeichen ei-
ner Sozialanwaltschat bedarf kollektiver 
Bearbeitung, wenn aus der Parteilichkeit 
für andere eine politische Einmischung 
mit anderen werden soll. Wenn auch noch 
– was nahe liegen sollte – danach gefragt 
wird, wie KollegInnen aus dem Kreis der 
bei SGB II-Trägern Beschätigten für eine 
solche Einmischung gewonnen werden 
sollen, wird die Hofnung auf gute Aus-
sichten nicht leichter.
Unter den anderen, auf die Erfahrun-
gen der Sozialen Arbeit im Umfeld von 
Hartz bezogenen Texten stellt der Beitrag 
von Stefan Gillich eine gute politische Er-
gänzung zu den Ausführungen der Berli-
ner Kampagne gegen Zwangsumzüge in 
dem von Nowak herausgegebenen Buch 
dar. Die weiteren Texte greifen als hema 
die Folgen des SGB II für die Soziale Ar-
beit auf, berichten über sich etablierende 
inanzielle und politische Abhängigkei-
ten von Freien Trägern gegenüber SGB 
II-Trägern, schildern – ähnlich wie der 
Text von Günther Salz – systematisch 
wiederkehrende Probleme und Gemein-
heiten des Alltags im Rahmen des SGB II 
und beschreiben die damit verbundenen 
Entwürdigungen der Menschen. In den 
theoretisch-politisch orientierten Texten 
des Buches inden sich einige Wieder-
holungen, die sich wahrscheinlich dem 
Entstehungszusammenhang des Bandes 
verdanken. Potenzielle LeserInnen ha-
ben da gegenüber dem Rezensenten den 
Vorteil der Wahlfreiheit und können den 
Sammelband so nutzen, wie es zu den ei-
genen Erkenntnisinteressen passt. Wenn 
die Rezension InteressentInnen bei dieser 
Auswahl helfen kann, wäre das schon gut. 
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